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Taten statt Ausreden –  
Fehlanreize korrigieren

Fokus Klimaschutz ist akzeptiert, Verzicht weniger
Output AKW-Politik wie Deutschland oder Frankreich?
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Liebe Leserinnen und Leser 

Ein ungebremster Klimawandel wird uns mehr 
Hitze, Trockenheit, Unwetter und schneearme 
Winter bringen. Pflanzen und Tiere werden 
unter Druck geraten, was ein weiteres Risiko 
für die bereits bedrohte Biodiversität darstellt. 
Trotzdem werden politisch gewollt jährlich 
viele Millionen Steuerfranken und Kilowatt­
stunden verschwendet – durch fehlende Abga­
ben, kontraproduktive Steuervergünstigungen 
oder fragwürdige Werbung. Die SES hat in 
einer Studie 112 Fehlanreize im Bundesrecht 
identifiziert und fordert deren systematische 
Beseitigung, insbesondere, da von vielen  
dieser Förderungen lediglich eine privilegierte 
Minderheit profitiert. 

Um die Energieverschwendung zu stoppen, 
müssen zahlreiche politische und gesell­
schaftliche Stellschrauben gedreht werden. 

Wir fordern eine Anpassung der rechtlichen 
und technischen Rahmenbedingungen.  
Nur so kann die Akzeptanz von Energie­
suffizienz-Massnahmen steigen. Je attraktiver 
Velorouten und ÖV-Verbindungen sind, desto 
eher nutzen wir sie. Wir brauchen gut erreich­
bare Naherholungsgebiete. Eine Speisekarte 
mit attraktiven Gerichten auf Basis pflanz­
licher Proteine bietet ein Geschmackserlebnis, 
während ein fader Beilagenteller das energie- 
und emissionsintensive Stück Fleisch ver­
missen lässt. Wir benötigen keine weiteren  
Diskussionen, die sich im Kreis drehen, wir 
brauchen Entscheidungen. Die SES benennt 
den Handlungsbedarf und zeigt im Austausch 
mit Politikerinnen, Medienschaffenden und  
Wissenschaftlern Lösungen auf.  

Bleiben wir aktiv! Inspirieren Sie sich in 
unserem Heft. 
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Der Klimawandel ist offensichtlich und das  
Netto-Null-Ziel gesetzlich verankert. Jetzt müssen  
Taten statt weiterer Ausreden folgen. Doch  
wie erreichen wir dieses Ziel? Und was ist  
kontraproduktiv? Die SES zeigt, wie wir Energie  
und Kosten einsparen und die Veränderung  
herbeiführen können. 

Wir brauchen  
Entscheidungen 
statt Diskussionen

Rita Kobler
Stiftungsrätin SES

Texas auf der 
Überholspur 
Die Stromproduktion aus er­
neuerbaren Quellen ist jetzt 
schon so lukrativ, dass sie für 
wirtschaftliche Kreise interes­
sant ist, wie das Beispiel des 
US-Bundesstaats Texas zeigt. Die 
Erneuerbaren haben dieses Jahr 
den traditionell starken Kohle- 
und Gassektor in der Strompro­
duktion überholt. Der Südstaat 
wird 2024 sogar den Vorreiter 
Kalifornien von der Spitze der 
erneuerbaren Stromproduktion 
in den USA verdrängen, wie die 
Financial Times und US-Medien 
berichten. Das verspricht eine 
gute Entwicklung in Zukunft. LH

Bahnbrechendes Urteil 
für Indigene gegen Uran­
abbau 
Seit Jahrzehnten kämpfte der Aborigines-Clan der 
Mirarr-Gundjeihmi gegen die Uranmine Jabiluka 
auf ihrem Land in Kakadu, notabene dem grössten 
Nationalpark Australiens. Es handelt sich dabei um 
eine der weltweit grössten unerschlossenen Vor­
kommen an hochgradigem Uran. Die australische 
Regierung hat nun bekannt gegeben, dass sie die 
Lizenz für den Uranabbau nicht erneuert. Die Mine 
soll saniert und in den Nationalpark integriert 
werden. Oft treffen die Auswirkungen des Uranab­
baus indigene Völker. Sicherheits-, Strahlenschutz- 
und Gesundheitsstandards werden überwiegend 
nicht beachtet und dadurch Mensch und Natur 
belastet. SE

Umweltverträg­
liche Lebens­
qualität dank 
Suffizienz
Häufig werden Wohlstand und 
Schutz der natürlichen Ressour­
cen gegeneinander ausgespielt. 
Konzepte wie die Suffizienz  
oder die «Donut-Ökonomie»  
zeigen hingegen Lösungswege 
auf, wie ein angemessener  
Lebensstandard im Einklang  
mit der Regenerationsfähigkeit  
der Erde funktionieren kann.  
Forschende der Empa haben  
erstmals berechnet, wie zehn 
Milliarden Menschen ein gutes, 
ökologisches und sozial gerech- 
tes Leben innerhalb der globalen 
Ressourcengrenzen führen  
können. Im globalen Süden kann 
der Lebensstandard steigen, in 
den reichen Ländern müsste der 
Ressourcenverbrauch – nicht 
aber der Lebensstandard – sin­
ken. So braucht es unter ande­
rem einen kompletten Ersatz  
der fossilen Brennstoffe. Gut 
leben statt viel brauchen, lautet 
die Devise. TW

Sonne über­
strahlt Beznau
In diesem Jahr wird die Photo­
voltaik laut Zahlen von Swisso­
lar bereits 10% des Schweizer 
Strombedarfs abdecken und 
somit mehr produzieren als 
beide Atomreaktoren in Beznau. 
Geht der Ausbau so weiter, wird 
die Solarenergie in rund sieben 
Jahren bereits mehr Strom im 
Jahr erzeugen als alle Schweizer 
AKW zusammen. Und die Solar­
energie wird die Winterstrom­
produktion der AKW wohl in 
zehn bis zwölf Jahren erreichen. 
Schneller also als nur schon die 
Diskussion um neue AKW. LH 

Schweiz will Energie aus Erneuerbaren 
Eine Umfrage von GFS Bern vom Mai zu Massnahmen gegen Stromengpässe zeigt, dass 
die Schweizerinnen und Schweizer den Ausbau der Erneuerbaren den nuklearen und  
fossilen Energiequellen ganz klar vorziehen. Neun von zehn Stimmberechtigte befür­
worten dabei den Ausbau der Solarenergie auf Infrastrukturen, die Förderung der 
Energieeffizienz und den Ausbau der Wasserkraft. Biomasse, Windkraft, Geothermie 
und Wasserstoff stossen auf grosse Zustimmung. Auch alpine Solaranlagen finden mehr 
Befürworterinnen als Gegner (60%), im Gegensatz zu Gaskraftwerken für die Notfall­
versorgung (44%) und neuen AKW wie in Frankreich oder Finnland (40%). LH

Solar auf Infrastrukturen

Mehr Energieeffizienz

Ausbau Biomasse

Ausbau Windkraft

Ausbau Geothermie

Ausbau Wasserstoff

Ausbau Alpin-Solar

Notfall-Gaskraftwerke 

Bau von AKW wie in Frankreich Ausbau Wasserkraft

20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: gfs Bern vom Mai 2024
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Auf jedes Dach  
eine Solaranlage
Die SES unterstützt 
die Solar-Initiative

Die Schweiz ist gebaut. Und auf den Schweizer 
Gebäuden besteht ein riesiges Potenzial für die 
Solarstromproduktion. Mit dem am 9. Juni an­
genommenen Stromgesetz werden die finanziellen 
Rahmenbedingungen zur Erschliessung dieses 
Potenzials gesetzt. Die meisten Massnahmen 
laufen aber 2035 aus. Mit der Solar-Initiative soll 
der Ausbau darüber hinaus gesichert werden. Im 
Detail fordert sie, dass die geeigneten Flächen 
bestehender Bauten für die Sonnenenergie zur Ver­
fügung stehen müssen – vor allem, wenn sowieso 
ein Umbau oder eine Dachsanierung ansteht. Ein 
solcher verbindlicher «Solar-Standard» ist aus Sicht 
der SES wirtschaftlich und energiepolitisch sinn­
voll. Er wurde schon beim Stromgesetz diskutiert 
und von der SES unterstützt, schaffte es dann aber 
nicht in die Abstimmungsvorlage. 
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Wasserstoff-
tanks in der 
Siedlung 
Hüttengraben, 
Küsnacht ZH

Tribüne

SOLAR-INITIATIVE
JETZT UNTERSCHREIBEN

Artenreiche Ökosysteme wie Moore und Wälder 
speichern grosse Mengen an CO und reduzieren 
Hochwasser, Erosion und Steinschlag. Beeinträch­
tigte Ökosysteme sind für Schädigungen anfällig. 
Dadurch wird CO freigesetzt. 

In der Schweiz ist die Biodiversität besonders 
bedroht: Ein Drittel der einheimischen Arten  
und die Hälfte der natürlichen Lebensräume  
stehen auf der Roten Liste. 

Die Biodiversitätsinitiative schützt unsere 
Lebensgrundlagen! Sie verpflichtet Bund und 
Kantone, die notwendigen Flächen, Mittel und 
Instrumente für den Erhalt der Biodiversität 
bereitzustellen. Mit geeigneten Förderinstrumen­
ten gehen der Schutz der Biodiversität und eine 
rücksichtsvolle Nutzung Hand in Hand. So fördern 
BirdLife und engagierte Landwirte z. B. im Tessin 
den Steinkauz und unzählige weitere Arten. Mit 
der Initiative können solche Erfolge gestärkt und 
ausgeweitet werden.

Die Gegnerinnen und Gegner behaupten, die 
Biodiversitätsinitiative gefährde die Umsetzung 
des Stromgesetzes. Das ist falsch, wie ein Rechts­
gutachten zeigt. Wir haben das Stromgesetz unter­
stützt, weil auch uns Klimaschutz wichtig ist. 

Mit dem Stromgesetz hat die Schweiz einen 
Schritt für den Klimaschutz getan. Jetzt muss sie 
auch einen Schritt zum Schutz der Biodiversität 
tun. Deshalb 

JA zur Biodiversitätsinitiative 
am 22. September!

Léonore Hälg
Leiterin Fachbereich  
Erneuerbare Energien und Klima

Raffael Ayé
Geschäftsführer von BirdLife Schweiz 
und Vorstandsmitglied des Träger
vereins der Biodiversitätsinitiative

Dezentrale Wasserstoffspeicher:  
Beitrag zur Stromversorgung im Winter
Die Baugenossenschaft (BG) Zurlinden legt Wert auf ökologische 
Nachhaltigkeit und hat den Mut, Innovationen auszuprobieren.  
So hat sie auch Erfahrungen mit lokalen Wasserstoffspeichern in 
ihren Liegenschaften gesammelt. Sie könnten als Stromspeicher 
zur Versorgungssicherheit im Winter beitragen, sofern die Politik 
verschiedene Rahmenbedingungen verbessert.

Biodiversitäts- und 
Klimakrise gemeinsam 
angehen

Wasserstoffspeicher eignen sich dank einer 
Energiedichte von etwa 900 Kilowattstunden pro 
Kubikmeter besser zur Stromspeicherung als Lithi­
um-Akkus (rund 80 kWh/m3). In der Überbauung 
Hüttengraben in Küsnacht ZH hat die BG Zurlin­
den Wasserstofftanks in Betrieb. Sie ermöglichen 
in einem der acht Gebäude eine nahezu autarke 
Stromversorgung für die Wärmepumpe, auch im 
Winter. Finanziell geht die Gesamtrechnung auf; 
der Wärmepreis liegt dank guter Gebäudedäm­
mung, Wärmepumpen und Solarstromproduktion 
über dem Eigenverbrauch mit ca. 12 Rappen pro 
kWh auf dem marktüblichen Niveau. 

Potenzial für Winterstrom landesweit vorhanden

Wie das Beispiel zeigt, besteht in energieeffizien­
ten Bauten ein lohnender Anwendungsbereich für 
Wasserstoffspeicher. Die gut 330 000 mit Wärme­
pumpen ausgestatteten Wohngebäude der Schweiz 
könnten so zusammen rund eine Terawattstunde 
Strom speichern – und damit einen wichtigen Bei­
trag für die Stromversorgung im Winter leisten.

Fehlender regulatorischer Rahmen 
Allerdings sind die Investitionskosten für Wasser­

stoffspeicher hoch und der Markt befindet sich 
erst im Aufbau. Zudem fehlen wichtige Rahmen­
bedingungen für eine technische, wirtschaftliche 
und ökologisch sinnvolle Anwendung: 
– �Eine Strategie von Bund und Elektrizitätsbranche 

für verschiedene Speichertechnologien, 
– �Bestimmungen zum Einsatz von Wasserstoff-

speichern in Gebäuden, 
– �die Berücksichtigung dieser Technologien in 

kommunalen, regionalen und kantonalen Ener­
gieplanungen 

– �sowie allfällige Fördermittel für den Beitrag zur 
Versorgungssicherheit.

Überschüssigen Solarstrom nutzbar machen

Die BG Zurlinden wird weiterhin verschiedene 
Speichertechnologien anwenden und erproben, 
um den Solarstrom ihrer Liegenschaften optimal 
zu nutzen. Dabei dienen die Wasserstoffspeicher 
zur Umwandlung der im Sommer im Überfluss 
vorhandenen Sonnenenergie in wertvollen Winter­
strom. Sie produzieren selbst keine Energie, aber 
«veredeln» sie durchaus. 

Stefan Kälin
Präsident Baugenossenschaft Zurlinden
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Nach knapp acht Jahren bei  
der SES hat sich Katja Jent für 
eine neue Herausforderung 
entschieden. Sie war Rückgrat, 
Dreh- und Angelpunkt für die 
Finanzen und die Personal­
administration der SES. Seit 
fünf Jahren agierte sie als stell­
vertretende Geschäftsleiterin. 

Katja hat das Fundraising der 
SES stetig weiterentwickelt: Sie 
hat den Klimaclub gegründet, 
Akquise-Programme auf der 
Strasse gestartet, mitreissende 
Mitgliedermailings verfasst, die 
Grundsteine fürs verstärkte  
individuelle Fundraising gelegt 
und vieles mehr. Dank ihrer 
Erfahrung konnte die SES selbst 
während den schwierigen 
Corona-Jahren alle Aktivitäten 
finanzieren. Wir bedauern 
ihren Weggang und danken 
ihr herzlich. Ihren Drive, ihren 
kritischen Verstand und ihren 
Schalk werden wir vermissen. 

Gleichzeitig freuen wir uns, dass 
Mareike Biegert ab September 
das Fundraising der SES betreut. 
Sie hat uns auf der Geschäfts­
stelle schon umsichtig und 
konzentriert durch die Strom­
gesetz-Kampagne navigiert. 

Nach fünfeinhalb Jahren bei 
der SES, davon die letzten vier 
als Politikverantwortlicher, 
verstärkt Simon Banholzer 
ab September das Politik-Team 
beim Dachverband der Wirt­
schaft für erneuerbare Energien 
und Energieeffizienz aeesuisse. 
Den Erfolg des Stromgesetzes 
hat Simon wesentlich mitge­
prägt; nicht zuletzt dank seiner 
zupackenden, feinfühligen und 
weitsichtigen Art (s. Seite 15). 
Durch seine unermüdliche und 
geschickte Netzwerkarbeit  
konnte er in der zurückliegen­
den Legislatur mithelfen, sämt­
liche Angriffe auf das AKW-
Neubauverbot abzuwehren.  
Wir danken Simon herzlich  
für sein Engagement und 
wünschen ihm viel Erfüllung 
in der neuen Aufgabe. Seinen 
Platz hat Fabio Gassmann ab 
Mitte August eingenommen. 
Als bisheriger Leiter Politik der 
Alpeninitiative kennt er sich im 
Aufgabengebiet und im Bundes­
haus schon bestens aus. Wir 
heissen ihn im SES-Team herz­
lich willkommen und freuen 
uns auf die Zusammenarbeit.

Im befristeten Einsatz haben 
Lukas Braunreiter und Sarah 
Gonzenbach den Erfolg des 
Stromgesetzes mitgeprägt.  

Sarah leistete Support bei 
unzähligen administrativen 
Aufgaben und setzt ihr Studium 
an der ZHAW nun fort. Lukas 
verstärkte den Fachbereich 
erneuerbare Energien & Klima 
während zehn Monaten und 
leitet seit Juni die Projekte des 
Kantons St. Gallen für die  
Anpassungen an den Klima­
wandel. Wir danken beiden 
herzlich für ihr Engagement  
für die SES. NE
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Subventionierte 
Umwelt- und  
Klimaschäden
Subventionen machten 2023 etwa 59% der 
Bundesausgaben von 81 Milliarden Franken aus. 
Mit ihnen werden wichtige Aufgaben unter­
stützt, die sonst kaum realisiert würden. Aber 
eben nicht nur. 

Gemäss Subventionsgesetz müssen Finanz­
hilfen «hinreichend begründet» sein und ihren 
Zweck «auf wirtschaftliche und wirkungsvolle 
Art» erreichen. Diese Bedingungen werden von 
der Politik zuweilen stark strapaziert oder ver­
letzt, wie die Eidgenössische Finanzkontrolle in 
einem Bericht im April zum Schluss kam. Auch 
wenn Subventionen Zielkonflikte aufweisen 
und zu Kosten für die Allgemeinheit führen, 
bleiben sie oft unangetastet. So identifizierte 
die Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald 
Schnee und Landschaft WSL über 160 Subven­
tionen mit biodiversitätsschädigender Wirkung 
in Höhe von 40 Milliarden Franken. Viele davon 
sind auch klimaschädlich (https://subventionen.
wsl.ch). Die SES ermittelte ebenso 112 energe­
tische Fehlanreize, die die Erreichung unserer 
Klima- und Energieziele torpedieren.

Den Nutzen und die Gültigkeit solcher Sub­
ventionen stelle ich stark in Frage. Sie führen 
nicht nur zu Schäden an Natur und Umwelt, 
sondern verursachen auch hohe Reparations­
kosten und binden finanzielle Mittel, die für 
andere Aufgaben fehlen. 

In den aktuell finanzpolitisch angespannten 
Zeiten gilt es, die klima-, und biodiversitäts­
schädigenden Fördermassnahmen zu hinter­
fragen. Der Bundesrat beauftragte darum eine 
Expertenkommission mit einer Aufgaben-  
und Subventionsüberprüfung bis im Spät­
sommer. Es besteht also die Chance für mehr 
Politikkohärenz und für einen wirkungs­
volleren Klima- und Umweltschutz.

Hasan Candan, SP-Nationalrat,  
Projektleiter Nationale Biodiversitätspolitik 
Pro Natura Schweiz

Bundeshaus

Personelles im SES-Team
Der Abschluss der Stromgesetz-Kampagne 
markiert einen Meilenstein. 

Über uns 

Stiftungsrat  
und Beirat 
Der SES-Stiftungsrat hat weiteren Zuwachs 
erhalten. Wir freuen uns, dass Kathrin  
Volkart, Dr. sc. ETH, das Steuerungsgre­
mium mit ihrer Expertise als Strommarkt-
Analystin beim Elektrizitätswerk der Stadt 
Zürich bereichern wird. 

Durch ihren Wissenschaftsbeirat pro­
fitiert die SES von Erkenntnissen aus der 
Forschung. Neu trägt Dr. Annette Jenny, 
Sozial- und Umweltpsychologin im Bereich 
Kommunikation und Umweltbildung an  
der ZHAW, dazu bei. Als langjähriger  
Energiepolitiker unterstützt Nationalrat 
Roger Nordmann die politische Vernetzung 
der SES neu im Politik-Beirat. Wir freuen 
uns auf die Zusammenarbeit mit ihnen. NE	

		�     �www.energiestiftung.ch/ 
ueber-uns

Ein Emissionshandelssystem 
(EHS) ist in der Theorie ein 
wirksames Instrument, um 
den Treibhausgas-Ausstoss der 
Industrie auf den gewünschten 
Absenkpfad der Klimapolitik 
zu bringen. Emissionsintensive 
Unternehmen müssen für jede 
ausgestossene Tonne CO ein 
Emissionsrecht vorweisen. Die 
Autorin und der Autor von «CO-
Ausstoß zum Nulltarif» haben 
dieses Schweizer EHS für die 
Jahre 2013 bis 2020 akribisch 
untersucht. 

Sie kommen zum Schluss, 
dass das Schweizer EHS ungenü­
gend ausgestaltet und deshalb 
«viel eher eine millionenschwe­
re Subventionierungsmaschine 
für emissionsstarke Unterneh­
men als ein griffiges Instrument 
zur Reduktion von Treibhaus­
gasen» sei.

Trotz dieser offenkundigen 
Desillusionierung bleiben sie in 
ihrer Analyse differenziert und 
zeigen konstruktiv auf, wie ein 
internationales EHS zusammen 

mit einem CO-Klimazoll aus­
gestaltet werden sollte, damit 
es die Dekarbonisierung der 
emissionsintensiven Branchen 
wirksam beschleunigt. 

Das sorgfältig erarbeitete 
Buch liest sich trotz des tech­
nischen Themas leicht, stellen­
weise fast wie ein Krimi. Die 
Berechnungen sind transpa­
rent hergeleitet. Auch Klima­
politik-Fachleute gewinnen 
interessante Einblicke in die 
(Nicht)-Wirkungsweise des EHS. 
Und für Laien bietet es wert­
volle Erkenntnisse, wie Klima­
massnahmen im Zusammenspiel 
von Politik, Verwaltung und 
Wirtschaft entstehen. Mit «CO-
Ausstoß zum Nulltarif» ist Alex 
Tiefenbacher und Luca Mond­
genast ein spannendes, fundier­
tes Sachbuch zu einem hoch 
aktuellen Thema gelungen. TW

CO-Ausstoß zum Nulltarif 
ISBN 978-3-03973-023-0

Kritik am Schweizer 
Emissionshandelssystem 
Gibt es CO-Ausstoss zum Nulltarif? 
Profitiert das Klima vom Emissions­
handel und wie?
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Den Verbrauch zu reduzieren und den Suffizienz-
Ansatz in der Gesellschaft stärker zu verankern, 
wären Möglichkeiten, um die Energie- und Klima-
schutzziele zu erreichen. Die Berner Fachhoch-
schule BFH hat untersucht, welche Suffizienz
Massnahmen in der Schweiz auf Akzeptanz stossen  
und welche eher nicht. In diesem Beitrag wird eine 
Auswahl erster Resultate präsentiert. 

Jan Fivaz 
Politikwissenschaftler und wissenschaftlicher  
Mitarbeiter am Institut «Public Sector Transformation»  
der Berner Fachhochschule BFH

eher ja, Suffizienz
verzichten

nein,
danke

In einer 2023 weltweit durchgeführten Um­
frage unter 9220 Wissenschaftler:innen ver­
schiedenster Fachrichtungen unterstützen 91% 
die Aussage, dass der Klimawandel als eine der 
zentralen globalen Herausforderungen nicht 
allein durch Klimaschutzmassnahmen im en­
geren Sinn gelöst werden kann, sondern dass 
es dazu einen weitgehenden politischen, ge­
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel 
braucht. Allerdings waren anschliessend nur 
noch 51% der Befragten der Ansicht, dass sich 
die Wissenschaft selbst stärker dafür einsetzen 
sollte, damit es auch tatsächlich zu diesem 
Wandel kommen kann (Dablander et al., 2024).

Eine stärkere Verankerung des Suffizienz-
Ansatzes in Wirtschaft und Gesellschaft wäre 
eine Möglichkeit, einen solchen grundsätz­
lichen Wandel zu erreichen, oder zumindest 
ein Schritt in diese Richtung. Wie das Beispiel 
der Wissenschaftler:innen zeigt, stellt jedoch 
der Schritt hin zu einem konkreten eigenen 
Handeln bzw. dazu, das eigene Handeln anzu­
passen, eine grosse Hürde dar. 

Untersuchung der Akzeptanz von  
Suffizienz-Massnahmen in der Schweiz

Genau diesen Punkt greift das Forschungs­
projekt «Sufficiency 23» der Berner Fachhoch­
schule BFH auf. Das Projekt soll die politische 
Machbarkeit von Suffizienz-Massnahmen in 
der Schweiz abklären und wird von der Stif­
tung Mercator Schweiz finanziert. Als Suffi­
zienz-Massnahmen werden im Rahmen der 
Studie Massnahmen verstanden, die über eine 
Reduktion des Konsums oder Veränderung  
des Konsumverhaltens zu einem insgesamt 
geringeren Ressourcenverbrauch führen.

Dazu wurde in einer ersten Phase eine Liste 
von möglichen Suffizienz-Massnahmen erstellt. 
Grundlagen waren eine Literaturrecherche, 
Interviews mit Expert:innen, je ein partizipati­
ves Online- und Offline-Bürgerpanel sowie der 
direkte Austausch mit Organisationen, die sich 
bereits in diesem Bereich engagieren. Einzige 
Kriterien dabei waren, dass die Massnahmen 
als wirkungsvoll beurteilt werden und inner­

83%
befürworten den Ausbau 
von internationalen Nacht- 
und Fernverkehrszügen.

53%
würden die Einführung progressiver 
Preise im Flugverkehr begrüssen 
(je öfter man fliegt, desto stärker 
steigen die Preise).

58%
finden, die Steuerbefreiung von 
Kerosin für den Flugverkehr 
sollte aufgehoben werden.

31%
wären für ein Verbot von Kurzstrecken-
flügen von zwei bis drei Stunden Flugzeit.

Illustrationen: Clara San Millán
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halb der Schweiz umgesetzt werden können. 
Ihre politischen Realisierungschancen waren 
nebensächlich. 

Anschliessend wurden durch das Pro­
jektteam Mehrfachnennungen und inhalt­
liche Überschneidungen korrigiert sowie zu 
technische Vorschläge etwas vereinfacht. Am 
Ende des Prozesses entstand eine Liste mit 
43 konkreten Massnahmen, die nun in der 
zweiten Phase des Projektes auf ihre politische 
Machbarkeit hin untersucht werden.

Dies geschieht unter anderem anhand einer 
repräsentativen Bevölkerungsbefragung unter 
Schweizer Stimmberechtigten. In diesem Bei­
trag wird nun eine Auswahl erster Resultate 
präsentiert.

Grundeinstellungen zum Klimawandel

Die Aussage, dass ein Klimawandel stattfindet, 
wird von 89% der Schweizer:innen unterstützt 
und 85% sind auch der Meinung, dass dieser 
durch den Menschen verursacht wird. Dies 

sind aus Sicht des Klimaschutzes sehr positive 
Befunde. Dieses Bild trübt sich jedoch etwas, 
sobald danach gefragt wird, wie dieser Klima­
wandel bekämpft werden soll. Nur 48% sind 
der Meinung, dass dazu gesetzliche Vorgaben 
oder Abgaben wie die CO-Lenkungsabgabe 
notwendig sind. Mit 43% sind nur unwesentlich 
weniger der Meinung, dass technologischer 
Fortschritt und Eigenverantwortung allein 
dafür ausreichen.

Die generelle Ausgangslage im Hinblick 
auf eine sich stärker am Suffizienz-Gedanken 
orientierende Gesellschaft kann somit als 
durchzogen bezeichnet werden. 

Diese Zahlen müssen jedoch sehr kritisch 
betrachtet werden. Erfasst werden Grundein­
stellungen, die keineswegs als Zustimmungs­
prognosen für allfällige Volksabstimmungen 
gesehen werden dürfen. So fehlen bei den Vor­
schlägen Angaben zur inhaltlichen Ausgestal­
tung. Zudem hat zu vielen dieser Vorschläge 
noch keine öffentliche Debatte stattgefunden 
und auch der Bundesrat, die Kantone und nicht 

Zum Artikel 
In den umliegenden 
Illustrationen sind die 
Zustimmungswerte von 
in der Studie berück­
sichtigten Massnahmen­
vorschlägen aufgeführt. 
Die vollständige Liste 
mit 43 Vorschlägen so­
wie Ausführungen zur 
Methodik finden Sie auf 
der SES-Website.

zuletzt die Verbände und Parteien haben eben­
falls noch keine Stellung bezogen. All diese 
Faktoren können noch zu deutlichen Verschie­
bungen führen.

Interessant sind daher vor allem die rela­
tiven Unterschiede zwischen den Vorschlägen 
und welche Vorschläge eine hohe und welche 
eine deutlich weniger hohe Unterstützung 
erhalten. Die Bandbreite reicht von Zustim­
mungswerten von 87% bis 28%, was enorm 
ist. Immerhin zeigt sich bei drei Viertel der 
Vorschläge eine positive Grundeinstellung. 

Persönliche Betroffenheit  
ist ausschlaggebend

Es fällt z. B. auf, dass es vor allem «weiche» 
Massnahmen sind (Sensibilisierungskampag­

nen, Massnahmen im Bildungsbereich), die auf 
eine hohe Akzeptanz stossen, oder es handelt 
sich um Massnahmen, die einem einen Vor­
teil verschaffen. Das beste Beispiel dafür ist 
auf Platz 1 die Forderung nach verlängerten 
Garantiezeiten oder eines Rechts auf Reparatur 
bei elektronischen Geräten. Auf den hinteren 
Plätzen finden sich hingegen Vorschläge, die 
direkt im Alltag spürbar sind und Verhaltens­
veränderungen erzwingen oder Mehrkosten 
verursachen (z. B. die Reduktion von Parkplät­
zen, das Verbot von Kurzstreckenflügen oder 
die Einführung eines Mobility Pricings).

Diese Tendenz lässt sich auch anhand eines 
Vergleichs von bestimmten Vorschlägen aufzei­
gen. Ein Verbot von Kurzstreckenflügen wird 
von gerade einmal 31% der Befragten unter­
stützt. Die Einführung progressiver Preise im 
Flugverkehr für Vielfliegende jedoch schon 
von 53% und die Abschaffung der Steuerbe­
freiung von Kerosin würden sogar 58% unter­
stützen. Der rote Faden, der sich durch diese 
Zustimmungswerte zieht, ist die persönliche 
Betroffenheit durch eine Massnahme. Von 
einem Flugverbot für Kurzstrecken wären 
wohl fast alle betroffen, hingegen dürfte die 

« �Bei drei Viertel der Vorschläge zeigt  
sich eine positive Grundeinstellung.  
Persönliche Einschränkungen stossen 
aber auf Ablehnung.»

87%
unterstützen staatliche 
Massnahmen für eine nach
haltigere Nutzung von  
elektronischen Geräten.

81%
möchten, dass das Kriterium der  
Nachhaltigkeit bei öffentlichen  
Beschaffungen mehr Gewicht erhält.

64%
befürworten 
die finanzielle 
Unterstützung 
für den Ausbau 
von Co-Working-
Räumlichkeiten 
ausserhalb der 
Städte.

56%
sind für eine CO2-Abgabe auf alle Produkte und 
Dienstleistungen, die den verursachten Emissionen 
entspricht, und die als Pro-Kopf-Beitrag der  
Bevölkerung zurückerstattet wird.

42%
sind für die Einführung  
progressiver Stromtarife.

77%
finden, die intensive landwirtschaftliche 
Tierhaltung (viele Tiere auf wenig Raum) 
soll verboten werden.

72%
fänden es gut, wenn bei Lebensmitteln 
umfassend deklariert werden müsste, 
wie sich deren Produktion auf die  
Umwelt und das Tierwohl auswirkt.

44%
würden ein Verbot für 
Tiefpreis-Rabatte auf 
tierische Produkte  
befürworten.

70%
sind der Meinung, Werbung für besonders klima-
schädliche Produkte soll verboten werden.

		�    � Alle 43 Vorschläge  
finden Sie hier

1110

Fokus



83%
fänden es sinnvoll, wenn dem Themenbereich 
«Nachhaltige Entwicklung» in den Lehrplänen 
der Volks-, Maturitäts- und Berufsschulen 
mehr Gewicht eingeräumt würde.

79%
sind der Meinung, dass die 
Schweiz ihre Aussenhan-
delsabkommen stärker an 
Nachhaltigkeitskriterien 
ausrichten soll.

79%
würden es begrüssen, wenn die Landwirtschaft, 
der Gross- und Detailhandel sowie die Gastro-
nomie verpflichtet würden, über den Umfang 
der weggeworfenen Lebensmittel und die  
zur Vermeidung von Food Waste getroffenen 
Massnahmen zu informieren.

Kommentar zur BFH-Umfrage

Verbesserung der  
Rahmenbedingungen  
statt Appelle an die  
Eigenverantwortung

Die BFH-Umfrage bestätigt die Erkenntnisse 
aus den SES-Suffizienzprojekten der letzten 
Jahre: Eingriffe in die empfundene oder  
tatsächliche individuelle Freiheit akzeptiert die 
Mehrheit der Bevölkerung nicht, solange die 
Rahmenbedingungen auf einen nicht-suffizien­
ten, verschwenderischen Umgang mit Energie 
ausgerichtet sind. Eine höhere Akzeptanz 
geniessen umweltfreundlichere Infrastruktu­
ren sowie strengere Anforderungen und mehr 
Transparenz für energie- und ressourceninten­
sive Branchen und Produkte.

Die SES wird sich deshalb weiterhin darauf 
konzentrieren, die rechtlichen und techni­
schen Rahmenbedingungen anstelle der indivi­
duellen Konsumentscheide in den Mittelpunkt 
zu stellen:
– �Eklatante Fehlanreize korrigieren – z. B. um­

weltschädliche und ungerechte Subventionen 
oder Steuererleichterungen wie jene für den 
Flugverkehr beseitigen. Hiervon profitiert 
meist nur eine privilegierte Branche oder 
Minderheit auf Kosten der Umwelt und der 
Allgemeinheit. 

– �Verbesserungen dort erwirken, wo die Akzep­
tanz für Suffizienz-Massnahmen bereits hoch 
ist: klare Anforderungen an Wirtschaft und 
Politik bezüglich Qualität, Standards und 

Transparenz in Bezug auf den Energie- und 
Ressourcenverbrauch, CO-Emissionen und 
graue Energie. Dazu gehört auch der Ausbau 
von umweltfreundlichen Alternativen wie 
internationale Zugverbindungen, Carsharing-
Angebote und Sanierungen statt Ersatzneu­
bauten. 

– �Sensibilisierung und Schulung von Fachleu­
ten und Entscheidungsträger:innen: Suf­
fizienz ist keine Ideologie, sondern beruht 
auf wissenschaftlichen Grundlagen. Es muss 
bekannter werden, dass eine Mehrheit der 
Bevölkerung von Massnahmen wie Energie-
Lenkungsabgaben oder progressiven Energie­
tarifen profitieren würde. Eine intelligente 
Reduktion des Energie- und Ressourcenver­
brauchs bringt einen Gewinn an Lebensquali­
tät. «Besser leben statt viel brauchen», lautet 
die Devise. 

Wenn wir in diesen drei Handlungsfeldern Ver­
besserungen erzielen, sind Politik und Bevöl­
kerung auch eher zu anspruchsvolleren, heute 
unpopulären Massnahmen bereit.

Thomas Wälchli
Leiter Fachbereich nachhaltige  
Energienutzung

Studie

Suffizienz & Politik
Die vollständige Studie ist ab Oktober 2024 hier abrufbar. 

Zahl der Vielfliegenden in der Bevölkerung 
schon deutlich geringer ausfallen und die Auf­
hebung der Kerosin-Steuerbefreiung stellt eine 
indirekte Verteuerung des Fliegens dar. Ein 
ähnliches Bild zeigt sich ebenfalls beim Vor­
schlag, Tiefpreis-Rabatte für tierische Produkte 
zu verbieten. Nur gerade 44% unterstützen dies. 
Ein Verbot der intensiven landwirtschaftlichen 
Tierhaltung unterstützen hingegen 77%. Beide 
Vorschläge würden zu höheren Preisen führen, 
doch beim Verbot der Tiefpreis-Rabatte ist dies 
deutlich direkter und sichtbarer der Fall –  
entsprechend auch die höhere Ablehnung.

Gute Hinweise für die politische Arbeit

Ein erster Blick auf die Studienergebnisse 
bestätigt bisherige Erfahrungen. Der Klima­
wandel als menschengemachte Herausforde­
rung wird zwar anerkannt und akzeptiert, dies 
bedeutet jedoch noch lange nicht, dass  
auf Seiten der Bürger:innen konsequent da­
nach gehandelt würde. Sobald eine Massnahme 

eine grössere persönliche Betroffenheit – sei 
es durch Konsumverzicht oder höhere Preise – 
bedeutet, schwindet die Bereitschaft, diese zu 
unterstützen, deutlich. Die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für suffizientes Handeln 
und die Schaffung von umweltfreundlicheren 
Alternativen hingegen stossen auf eine höhere 
Akzeptanz. Hier kann die Politik ansetzen, 
mit ausgewogenen, sozial gerecht gestalteten 
Vorlagen.

75%
befürworten den Ausbau von 
Carsharing-Angeboten.

64%
finden, Bund und Kantone 
sollen mehr finanzielle Mittel 
für den Ausbau von Fuss-
gänger- und Fahrradwegen 
bereitstellen.

38%
unterstützen die Einführung eines umfassenden Mobility Pricings 
sowohl für den öffentlichen als auch den Individualverkehr.

28%
sind dafür, die Anzahl (öffentlicher 
und privater) Parkplätze in den 
Stadtzentren zu verringern.

Save the date 

Fachworkshop 
Energie- 
Suffizienz
28. November 2024 
Kulturpark Zürich  
Pfingstweidstrasse 16, 8005 Zürich
13.30–17.00 Uhr

68%
finden, dass beim Abriss eines  
Gebäudes zuerst der Nachweis  
erbracht werden müsse,  
dass der Abriss ökologischer  
als eine Sanierung ist.

		�    Zur Studie 
www.bfh.ch/de/forschung

	�   �Mehr Informationen  
folgen auf  
energiestiftung.ch/ 
veranstaltungen
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Atomenergie: Was kann die Schweiz von 
Deutschland und Frankreich lernen?
Um einzuschätzen, wie die Zukunft mit oder ohne Atomenergie 
aussieht, genügt der Blick über die Grenzen zu unseren französischen 
und deutschen Nachbarn. 

Welchen Einfluss haben 
«Politikverantwortliche»?
Simon Banholzer gewährt zum Abschied* einen 
Einblick in seine Arbeit bei der SES. 

Wo Frankreich etwa 70% seines Stroms aus Kern­
kraft bezieht, ist Deutschland im April 2023 
definitiv aus der Atomenergie ausgestiegen. Wie 
steht es jetzt um die Stromversorgung in beiden 
Ländern?

Deutschland

Als sich Deutschland für den Atomausstieg ent­
schied, wurden Preissteigerungen, Strommangel 
und steigende CO-Emissionen vorausgesagt. Ein 
Jahr nach Abschaltung des letzten AKW hat sich 
das Gegenteil eingestellt: Der deutsche Strommix 
wurde billiger und grüner, ohne Defizite. Der Aus­
bau der Erneuerbaren boomt. Schon im Jahr nach 
dem Atomausstieg wurden 32 TWh mehr durch 
Erneuerbare erzeugt als im Jahr davor. Hinzu ka­
men Importe von billigem und CO-freundlichem 
Strom; eine positive Wirkung des intelligent kon­
zipierten europäischen Strommarktes. 

Frankreich

Praktisch zur gleichen Zeit, als in Deutschland 
die letzten AKW vom Netz gingen, wurde in 
Frankreich der Energiekonzern EdF verstaatlicht. 
Die Schulden waren auf über 64 Milliarden Euro 
angewachsen. Wegen fehlenden Unterhaltsinves­
titionen stand 2022 die Hälfte der französischen 
Atomflotte still und der Ersatzstrom musste für 
Rekordpreise aus dem Ausland bezogen werden. 
Um die Verluste der Stromversorger wegen des 
Ukrainekriegs auszugleichen, wurden die Strom­
preise innerhalb von zwölf Monaten um 39% er­
höht. Die nächste Preissteigerung steht schon an. 
Gleichzeitig verzögern sich EdF-Neubauprojekte 
um Jahrzehnte, die Baukosten überschiessen in 
Milliardenhöhe und EdF musste das «Small Mo­
dular Reactor»-Prestigeprojekt wegen technischer 
und finanzieller Probleme aufgeben.  

Lehren für die Schweiz

Die Atomlobby preist die AKW als klimaneutral 
und einheimisch an und verschweigt dabei die 
Abhängigkeit vom Uran aus dem Bergbau in Russ­

Simon, du hast das Stromgesetz eng begleitet.  
Wieviel Lobbyarbeit der SES steckt darin? 
Simon Banholzer: Es begann vor vier Jahren, als 
sich die SES verschiedene politische Ziele setzte. 
Im parlamentarischen Prozess mussten wir uns 
dann bei umstrittenen Aspekten stark engagieren, 
zum Beispiel beim Erhalt wichtiger Naturschutz­
bestimmungen und in der Umsetzung der neuen 
Eignungsgebiete für Wind- und Solarkraft oder bei 
den Effizienzzielen. 

Wie muss man sich das vorstellen, entwirft die SES 
Gesetzestexte?
Zum Teil ja, aber meistens geht es darum, Anlie­
gen in die Meinungsbildung einzubringen. Zum 
Beispiel war die Strombranche nach einem Be­
schluss im Nationalrat verunsichert. Mir kam die 
Aufgabe zu, zwischen Politik, NGOs, der Branche 
und der Verwaltung zu vermitteln, offene Fragen 
zu klären und Lösungen für eine möglichst un­
komplizierte Umsetzung zu finden. 

Das klingt nach intensiver Netzwerkarbeit.
Ja, das ist das A und O. Mit persönlichen Kontakten 
lassen sich Lösungen effizient erarbeiten. Darum 
lohnt sich manchmal auch der Gang zu Networ­
king-Anlässen, was ich eigentlich nicht so mag.

land oder Kasachstan. Sie droht mit steigenden 
Energiepreisen und Stromausfällen, dabei zeigen 
Frankreich und Deutschland, dass die Szenarien 
genau umgekehrt eintreten. Der deutsche Strom­
mix wird immer grüner und billiger, während 
Frankreich mit unzuverlässigen AKW, ausufernden 
Kosten und Staatsdefiziten, ständigen Rückschlä­
gen sowie steigenden Stromkosten für die Bevölke­
rung kämpft. 
	

Braucht es nicht auch Fachkenntnisse? 
Klar, sonst wirst du nicht ernst genommen. Meine 
Kolleg:innen bei der SES vereinen eine geballte 
Fachkompetenz. Wir arbeiten eng zusammen und 
können so schnell agieren. Wichtig sind aber auch 
Strategiefragen: Wann sollte was mit wem bespro­
chen werden? Wer könnte vermitteln? Hier habe 
ich den letzten Jahren wohl am meisten gelernt. 
Oft muss man Varianten erarbeiten und dann aus­
probieren, um Schritt für Schritt zu einer tragfähi­
gen Lösung zu kommen.

Wie gehst du dabei mit den Politiker:innen im Bundes-
haus um?
Falls du an Berufslobbyisten denkst, die ihr An­
liegen hartnäckig «verkaufen» wollen: Das ist nicht 
mein Stil. Ich möchte transparent und ehrlich Ein­
schätzungen liefern, die zu praktikablen Lösungen 
führen können. Die Mitglieder des Parlaments 
brauchen Informationen von allen Seiten für ein 
vollständiges Bild. Hier möchte ich Ideen einbrin­
gen, Kompromisse skizzieren helfen oder nützli­
che Gesprächspartner:innen vermitteln.

Zum Schluss, was war dein Highlight in den letzten 
Jahren?
Das Ja zum Stromgesetz am 9. Juni. Nach jahre­
langer Arbeit war es nun endlich unter Dach und 
Fach. Die Erleichterung für mich war gross, denn 
dieses Gesetz drohte öfter zu scheitern. Es ist der 
perfekte Abschluss für mich nach einer intensiven 
Zeit bei der SES.
 
*Siehe Rubrik «Insights», S. 6Bi
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Marcel Tobler  
Leiter Kommunikation

Stephanie Eger  
Leiterin Fachbereich Atomenergie

Kühlturm-
Abriss beim 
ehemaligen 
AKW Biblis, 
Deutschland

Simon  
Banholzer 
beim SES-
Podium zum 
Stromgesetz 

	�   Ausführlicherer Artikel und Quellenverweise 	
	 im Blog auf der SES-Website
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Energie & Umwelt

AZB 
CH-8005 Zürich 
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Post CH AG

Legate

Webinare  
Nachlassregelung 
Die neutrale Plattform  
«Dein Adieu» unterstützt Sie  
bei der Nachlassregelung.  
Unten aufgeführt finden Sie 
Daten zu Online-Anlässen 
zum Thema:

→ �Donnerstag,  
19. September 2024 
10.00 – 11.00 Uhr

→ �Montag,  
11. November 2024 
13.15 – 14.15 Uhr

Scannen Sie den untenstehenden QR-Code und melden 
Sie sich über den Link auf der SES-Website direkt an.  
Bei Fragen zur Registrierung wenden Sie sich bitte an 
Vivienne Thurnherr: vivienne.thurnherr@deinadieu.ch.

Gratis-Erstberatung

Über die digitale Plattform «Dein Adieu» erhalten Sie 
auch eine Gratis-Erstberatung rund um Vorsorge-  
und Nachlassthemen. Sie finden auch Vorlagen für 
Testament, Patientenverfügung und Vorsorgeauftrag 
(Zugang via SES-Website zum Thema). 

Fragen

Falls Ihnen ein physischer Anlass lieber ist oder  
Sie inhaltliche Fragen haben, melden Sie sich  
bitte bei mir: Doris Elmer, 044 275 21 28,  
doris.elmer@energiestiftung.ch.

	� Mehr Informationen 
www.energiestiftung.ch/ 
erbschaft-und-legat

Unterstützen

SES Anti-Atomclub
Die SES setzt sich für eine  
menschen- und umweltgerechte 
Energieversorgung ohne  
Atomstrom ein. 
Als Mitglied des SES Anti-Atomclubs helfen Sie mit, den Fach­
bereich Atom zu finanzieren. 

Sie sorgen dafür, dass sich die SES weiterhin für einen kon­
sequenten Atomausstieg einsetzen und der finanzstarken Atom­
lobby in Medien und Politik Paroli bieten kann.

	� Jetzt Mitglied werden: 
www.energiestiftung.ch/ 
anti-atomclub

Unterstützen

Atom-Appell

Unterzeichnen Sie unsere  
Petition, mit der wir den Bundesrat

 auffordern, den Willen der 
Bevölkerung zum Atomausstieg 

zu respektieren.

	�   �Atom-Appell  
unterzeichnen 


